
Papstbesuch wirft Fragen auf 
Landtagspräsident Albert Frick will sich zu seinem Besuch beim 
Papst nicht äussern. Sein Schweigen sorgt nun für Aufsehen. 

Gemeinsam mit seiner Gattin 
und Prinz Stefan, dem liechten-
steinischen Botschafter beim 
Vatikan, nutzte Landtagspräsi-
dent Albert Frick bei der Gene-
ralaudienz die Gelegenheit, 
sich mit Papst Franziskus per-
sönlich über die Nachfolge  
im Erzbistum auszutauschen, 
hiess es in einer Mitteilung  
des Parlamentsdienstes vom 
18. März. Hier endet die Mittei-
lung jedoch und lässt damit Fra-
gen o�en, die Frick scheinbar 
nicht gerne beantwortet. Das 
sorgte gestern im Landtag für 
aufsehenerregende Diskussio-
nen rund um eine Kleine Anfra-
ge der Landtagsvizepräsidentin 
Gunilla Marxer Kranz.  

Frick schweigt zu den  
Hintergründen des Besuchs 

Dem Landtagspräsidenten selbst 
scheint der Wirbel um seine 
Reise nicht ganz recht zu sein. 
Schon ein entsprechendes In-
terview-Angebot des «Vater-
lands» im März schlug er aus, 
eine weitere Anfrage zu den 
Hintergründen des Besuchs 
liess Frick im Wesentlichen un-
beantwortet. «Ich habe die 
Kosten selbst getragen», war 
sein einziger Kommentar. Was 

das Ziel des Besuchs war und ob 
es sich um eine o�zielle Missi-
on handelte, liess Frick o�en. 
Gunilla Marxer-Kranz schienen 
ähnliche Fragen umzutreiben. 
Sie wollte von der Regierung 
wissen, ob es sich um eine o�-
zielle Auslandsreise gehandelt 
hat, die Regierung über die  
Reise und den Inhalt der Ge-
spräche informiert war und ob 
es neue Informationen zur 
Nachfolge des Erzbischofs 
gebe. Frick war allerdings der 
Meinung, dass diese Anfrage an 
die Regierung nicht gestattet 
sei, da sie den Landtag betre�e. 
Er werde in der nächsten – nicht 
ö�entlichen – Präsidiumssit-
zung informieren. 

«Alle meine Fragen gehen 
an die Regierung, ich bitte Sie, 
diese zuzulassen», verteidigte 
Marxer-Kranz ihr Anliegen. 
«Ich habe diese Anfrage nicht 
zugelassen», betonte Frick wie-
derum. «Aber die Regierung 
wird sich im Sinne der Gewal-
tentrennung wahrscheinlich 
hüten, diese zu beantworten.» 
Schliesslich fühlte er sich 
jedoch noch zu ein paar er- 
klärenden Worten bemüssigt. 
«Da das Ganze nun an die Öf-
fentlichkeit getragen wurde, 

möchte ich zwei Sachen sagen: 
Erstens war es eine o�zielle 
Reise des Landtagspräsidenten. 
Zweitens habe ich diese selbst 
bezahlt, um jede parteipoliti-
sche Polemik zu vermeiden», 
äusserte sich Frick, der schon 
zum nächsten Tagespunkt 
übergehen wollte. 

Ministerien waren  
nicht informiert 

Allerdings schaltete sich noch 
Regierungschef Daniel Risch 
zum Thema ein – nicht gerade 
zu Fricks Freude. Er werde die 
Fragen, sofern es ihm möglich 
sei, sehr wohl beantworten. 

Dem «Vaterland» hat das 
Ministerium für Präsidiales und 
Finanzen bereits Ende März ge-
antwortet, allerdings brachte 
dies wenig Licht in die Sache. 
Die Ministerien seien im Vor-
feld nicht über die Reise infor-
miert worden, neue Informa-
tionen zum Erzbistum lägen 
keine vor. Zu Art und Inhalt von 
Reisen des Landtags könne die 
Regierung aber keine Angaben 
machen, verwies man auf den 
Landtagspräsidenten oder den 
Parlamentsdienst. 
 
Daniela Fritz

Welche Kriterien wenden die Banken an?  
Der Landtag begrüsst die Initiative zur Einführung zinsloser Darlehen – doch bis zur zweiten Lesung sind noch einige Fragen zu klären. 

Desirée Vogt 

 
Die Freie Liste hat eine Idee aus 
der an der Urne gescheiterten 
PV-P�icht aufgegri�en und eine 
parlamentarische Initiative ein-
gereicht. Dies, um einer der da-
mals unbestrittenen Massnah-
men doch noch zum Erfolg zu 
verhelfen. Wer bereit ist, Mass-
nahmen im Energiebereich um-
zusetzen, dem sollen keine 	-
nanziellen Hürden im Wege ste-
hen. Deshalb sollen künftig 
zinslose Darlehen eingeführt 
und das Energiee�zienzgesetz 
(EEG) abgeändert werden. Der 
Landtag hat am Mittwoch fest-
gestellt, dass die Initiative mit 
der Verfassung und den beste-
henden Staatsverträgen über-
einstimmt, ist auf die Vorlage 
eingetreten und hat diese in ers-
ter Lesung beraten. Doch bis zur 
zweiten Lesung hat die Freie 
Liste noch ein paar Hausaufga-
ben zu erledigen. Sie soll das 
Gespräch mit den Banken su-
chen, um das Kriterium der 
Tragbarkeit zu prüfen bezwie-
hungsweise um sicherzustellen, 
dass die 	nanzielle Unterstüt-
zung auch wirklich bei jenen an-
kommt, die sie benötigen.  

Erfreut über die Pläne 
weiterer Banken 

Nachdem das Amt für Volks-
wirtschaft und der Bankenver-
band bereits am Vortag klarge-
stellt hatten, dass die zinslosen 
Darlehen für energetische 
Massnahmen auch zinslos sein 
sollen und werden, war zumin-
dest diese Frage geklärt. Auch 
zeigten sich die Abgeordneten 

erfreut darüber, dass neben der 
Liechtensteinischen Landes-
bank auch die LGT und die VP 
Bank beabsichtigen, ihren Kun-
den zinslose Darlehen anzubie-
ten. Dieses Engagement der 
liechtensteinischen Banken für 
Klima und Umwelt sei begrüs-
senswert und habe Vorbildcha-
rakter, denn die Banken 
würden mit einer solchen 
Massnahme auf die üblichen 
Margen verzichten, hielt etwa 

der VU-Abgeordnete Walter 
Frick fest. Ausräumen konnte 
Regierungschef-Stellvertreterin 
Sabine Monauni zudem die Be-
denken von Wendelin Lampert 
(FBP), der hinterfragte, ob die 
Initiative überhaupt zulässig ist. 
Dies, nachdem die Idee bereits 
einmal vorgebracht und an der 
Urne gescheitert sei. Er verwies 
dabei auf das Volksrechtege-
setz, wonach das erneute Stel-
len eines Initiativbegehrens ei-

ner Sperrfrist von zwei Jahren 
unterliegt, wenn es zuvor ver-
worfen wurde. «Im gegen-
ständlichen Fall handelt es sich 
um ein Referendums- und nicht 
um ein Initiativbegehren.» 
Folglich sei die Sperrfrist für die 
Initiative nicht beachtlich. 

«Wichtig, dass die  
Richtigen pro�tieren» 

Grundsätzlich stiess die Initiati-
ve der Freien Liste im Landtag 

aber auf Gegenliebe. «Es gibt 
sicher Einzelfälle, bei denen die 
Finanzierung eine Herausfor-
derung sein kann. Hier können 
zinslose Darlehen überzeugend 
mithelfen, sich eine PV-Anlage 
installieren zu lassen», zeigte 
sich Walter Frick (VU) über-
zeugt. «Zinslose Darlehen kön-
nen zu einem Umstieg auf  
erneuerbare Energien motivie-
ren», glaubt auch die VU-Abge-
ordnete Norma Heidegger. Und 

FL-Fraktionssprecher Patrick 
Risch ist ohnehin davon über-
zeugt, dass dem Ausbau von 
erneuerbaren Energien im In-
land auf diese Weise ein weite-
rer Impuls gegeben werden 
kann.  

Doch kommen die zinslosen 
Darlehen – auch wenn sie wirk-
lich zinslos sind – bei den Rich-
tigen, sprich jenen, die auf das 
Geld angewiesen sind, auch 
wirklich an? Johannes Kaiser 
(FBP) verwies auf die Kredit-
überprüfung der Banken und 
glaubt nicht, dass etwa Rent-
nern oder jungen Familien ein 
solches Darlehen gewährt wür-
de. Für Thomas Vogt (VU) stellt 
sich hingegen die Frage, ob das 
Kriterium der Tragbarkeit – ein 
entscheidendes Kriterium da-
für, ob eine Bank einen Kredit 
gewährt – bei zinslosen Darle-
hen überhaupt angewendet 
werden kann. Und ob bankin-
terne Grenzwerte mit zinslosen 
Darlehen allenfalls überschrit-
ten werden könnten, damit 
eben jene Personen davon pro-
	tieren könnten, die auch da-
rauf angewiesen seien.  

FL-Fraktionssprecher Pa-
trick Risch will diesen und 
weiteren Fragen nachgehen 
und das Gespräch mit den 
Banken suchen. Er kann sich 
auch vorstellen, dass Ausnah-
men bei der Risikobewertung 
bezüglich der Tragbarkeit in 
den Vereinbarungen des Lan-
des mit den Banken aufge-
nommen werden könnten. Die 
Initianten haben bis zur zwei-
ten Lesung also noch einiges 
zu klären. 

Die Abgeordneten der Freien Liste werden nun mit einem Fragenkatalog an diverse Banken herantreten. Bild: Nils Vollmar

Tenor im Landtag: Ohne 
Wirtschaft kein Sozialstaat 
Das heutige System funktioniere gut – auch dank der Wirtschaft. 

Es ist ein ehrgeiziges Ziel, innert 
60 Minuten über Möglichkeiten 
des sozialen Ausgleichs zu de-
battieren. Nichtsdestotrotz wid-
mete sich die Freie Liste in der 
Aktuellen Stunde dem Thema 
und fragte die Abgeordneten, 
wie der Kau�raftverlust kom-
pensiert und soziale Ausgleichs-
mechanismen und das System 
der sozialen Sicherung gestärkt 
werden können. «Wie kann  
sichergestellt werden, dass  
die grundlegenden Bedürfnisse 
und das Wohlergehen der Be-
völkerung nicht durch das Stre-
ben nach wirtschaftlichem Ge-
winn untergraben werden?», so 
die FL. 

Viele Abgeordnete kritisier-
ten, dass die FL das Streben 
nach wirtschaftlichem Gewinn 
schlechtrede. «Nur mit Gewinn 
kann eine Firma existieren, 
langfristig überleben, nachhal-
tig Steuern zahlen und so auch 
Sozialleistungen aufrechterhal-
ten», so Herbert Elkuch (DpL). 
Ins gleiche Horn stiess auch 
Thomas Rehak (DpL): «Wir 
dürfen Gewinne nicht verteu-
feln, sie sind notwendig, um 
den Sozialstaat 	nanzieren zu 
können.» Punktuelle Anpas-

sungen seien nötig, aber an sich 
sei das Sozialsystem bereits 
heute sehr gut, lautete der Te-
nor im Landtag. 

«Wir haben ein gut austa-
riertes System. Aber das darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass der Ökonomisierungs-
druck und das Streben nach Ge-
winn unsere Gesellschaft und 

unser Denken nachhaltig ver-
ändert hat», meinte hingegen 
Georg Kaufmann (FL). Man 
mache Menschen zu Bittstel-
lern. Schon die Debatte zeige, 
dass Leistung höher eingestuft 
werde als Solidarität. Er glaubt 
nicht daran, dass man heute 
noch ein Sozialwerk wie die 
AHV einführen könnte. 

Die FL hat noch andere  
Ideen zur Bekämpfung von Ar-
mut. «Liechtenstein kennt 
noch immer keinen Mindest-
lohn. Hätten wir einen fairen 
Mindestlohn, bräuchten wir 
den Dschungel der staatlichen 
Beihilfen nicht oder viel weni-
ger», ist Patrick Risch über-
zeugt. Auch Arbeit müsse s 
ich lohnen. Erwerbsabhängige 
Krankenkassenprämien sind 
seit Jahren ein weiteres Anlie-
gen der FL. Schon heute würde 
das Gesundheitswesen zu ei-
nem Grossteil über einkom-
mensabhängige Mechanismen 
	nanziert, entgegnete Thomas 
Hasler (FBP): «Wir müssen die 
Kosten in den Gri� bekommen, 
nicht überlegen, wie wir diese 
verteilen.» 

 
Daniela Fritz

Thomas Rehak 
DpL-Abgeordneter 
 

«Wir dürfen  
Gewinne nicht  
verteufeln, sie sind 
notwendig, um  
den Sozialstaat  
�nanzieren zu  
können.»

5

Landtag Liechtensteiner Vaterland  I  Donnerstag, 11. April 2024


	Liechtenstein

